
Bewerbungs- bzw. Vorschlagsformular zur Aufnahme in die Vorschlagsliste 
Angabe der notwendigen Daten, Einverständniserklärung und Versicherung nach § 44 a DRiG 

 
 
Stadtverwaltung Cottbus 
Rechtsamt 
03046 Cottbus 
 
 
Ich bitte um Aufnahme in die Vorschlagsliste für die Wahl 
 
eines ehrenamtlichen Richters/ einer ehrenamtlichen Richterin am Verwaltungsgericht Cottbus 
 
 
Angaben zur Person 

Name, ggf. Geburtsname (bei Abweichung) 
 
 

 
 
 

Vorname/n 
 
 

 

Geburtsort (Gemeinde/Kreis) 
 
 

Geburtsdatum 
 
 

 
 
 
 
 

Staatsangehörigkeit 
deutsch 

 Ausgeübter Beruf/ Arbeitgeber: 
 

 
 

Straße/Hausnummer 
 
 

Postleitzahl 
 
 

Ort der Hauptwohnung 
 
 

  Telefon (freiwillige Angabe) E-mail (freiwillige Angabe) 

 

 

 Ich bin Mitglied einer kommunalen Vertretungskörperschaft:  
     
      ………………….. Name der Vertretungskörperschaft:        ............................. 

                                                                                       
 Ich besitze das Wahlrecht zu der gesetzgebenden Körperschaft des Landes Brandenburg 

 
 Ich bin nicht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 6 Monaten bestraft. 

 
 Gegen mich läuft kein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen einer Tat,  die den 

Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann. 
 

 Ich verstoße nicht gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
Rechtsstaatlichkeit.  



 
 Ich befinde mich nicht in der Insolvenz. 

 
 
 

Erklärung gemäß § 44a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) 

Gemäß § 44a Abs. 1 des Deutschen Richtergesetzes vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. ) soll zum Amt als 

ehrenamtlicher Richter nicht berufen werden, wer 

1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat 

oder 

2. als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes der 

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik im Sinne des § 6 Abs. 4 des Stasi-

Unterlagen-Gesetzes vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2272) tätig war oder als 

Person gemäß § 6 Abs. 5 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes gegenüber Mitarbeitern des 

Staatssicherheitsdienstes hinsichtlich deren Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst 

rechtlich oder faktisch weisungsbefugt war oder inoffizieller Mitarbeiter des 

Arbeitsgebietes 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei. 

  Die o.g. Umstände liegen bei mir nicht vor. 

Ich nehme außerdem zur Kenntnis, dass gemäß § 44b Abs. 1 DRiG eine ehrenamtliche 

Richterin/ehrenamtlicher Richter von seinem Amt abzuberufen ist, wenn nachträglich in § 

44a Abs. 1 des Gesetzes bezeichnete Umstände bekannt werden. 

 
 
 
--------------------------------------- 
Datum, Unterschrift 
 
 

 Ich bin mit der Speicherung meiner Daten zu Zwecken der Schöffenwahl einverstanden. 

 
 
 
 
…………………………………………… 
Datum, Unterschrift 


